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INSERAT

s geht nicht um viel Geld, aber
die Geschichte ist ein weiteres
Beispiel dafür, welche absurde
Blüten die Tarifpolitik der Bah-

nen im Dreiland bisweilen treibt. Ge-
schehen ist sie am Schalter der Deut-
schen Bahn (DB) am Badischen Bahn-
hof. Die Leserin und GA-Inhaberin woll-
te nach Müllheim im Markgräflerland
fahren. Bisher war das Billett mit dem
GA immer billiger gewesen als das nor-
male, diesmal aber kam es anders.

Zur Überraschung auch der Schalter-Be-
amtin kostete das Billett mit GA knapp
zwei Euro mehr als das normale Ticket.
Selbstredend hat sie letzteres gekauft.
Beinahe wäre ihr diese Absurdität gar
nicht zu Ohren gekommen. Für das GA
hat sie den Swisspass. Den aber kann
die DB nicht lesen; sie hätte eine schrift-

E
liche Bescheinigung der SBB vorlegen
müssen. Die Dame am Schalter hat ihr
schliesslich auch ohne geglaubt.

Tatsächlich gibt es für Fahrten in
Deutschland und Österreich eine «Inter-
nationale Rabattkarte». Diese benötigt
man, um von 25 Prozent Ermässigung
mit GA und Halbtax zu profitieren,
wenn man das Billett in der Schweiz
kauft. Deshalb stellt die DB derartige Bil-
letts ab Basel SBB aus und deshalb ste-
hen die Automaten, an denen man
Fahrkarten nach Freiburg im Breisgau,

Offenburg, Baden-Baden und Karlsruhe
kaufen kann, nur im Bahnhof SBB. Der
SBB Automat im Badischen Bahnhof
bietet sie nicht an. Die Rabattkarte er-
hält man online im Ticket Shop beim
Billettkauf oder am SBB Schalter.

Mir sind auch zwei positive Geschichten
mit SBB wie DB passiert und ich will die-
se nicht verschweigen. Für einen Ter-
min in Freiburg und da sich unsere Re-
daktion in der Nähe vom Bahnhof SBB
befindet, kaufe ich das Billett vorher am
dortigen Billettautomaten. Los fahre ich
vom Badischen Bahnhof, denn der liegt
näher an meiner Wohnung.

Neulich war ich zu früh dran. Als sich
herausstellte, dass ich aufgrund eines
weiteren Termins in Frankreich mit
dem Auto fahren musste, hatte ich mein

Billett schon. Ich bin zum SBB-Reisezen-
trum, um es mir, wohlgemerkt vor dem
ersten Reisetag, zurückerstatten zu
lassen. Am Guichet hiess es, das koste
20 Franken Bearbeitungsgebühr. Das ist
die Hälfte vom Billettpreis. Ich muss be-
trübt geschaut haben, denn die freundli-
che SBB-Dame hat mir schliesslich eine
Gutschein-Karte über 40 Franken aus-
gestellt. Ich fand das super.

Im Nachhinein stellte sich allerdings
raus, dass sie sich geirrt hat. Laut SBB-
Medienstelle kostet eine Rückerstattung
von Auslandsbilletts, die vor dem ersten
Geltungstag erfolgt, eine Gebühr von
zehn Franken. Vor kurzen kam die zwei-
te Überraschung. Ich wollte am 17. De-
zember wieder nach Freiburg. Das Re-
tour-Billett kostete statt 40 nur 30 Fran-
ken. Erst fand ich das ein schönes Weih-

nachtsgeschenk, im Zug stellte sich
aber heraus, dass ich mich vertippt ha-
be und neben dem Halbtax die Ermäs-
sigung mit einer deutschen Bahncard
eingegeben habe, die ich gar nicht be-
sitze. Bei der Kontrolle hat mir die Da-
me von den DB Busse wie Nachzahlung
erlassen. Ich solle aber bitte beim
nächsten Mal aufmerksamer sein. Ich
fand das freundlich.

Tatsächlich bieten die SBB noch bis zum
23. Dezember ein Railaway-Weihnachts-
angebot für Freiburg an. Es kostet mit
dem Halbtax die besagten 30 Franken.
Neu ist seit 11. Dezember, dass Fahraus-
weise ohne obligatorische Sitzplatzre-
servierung statt den bisherigen 15 Tage
nur noch 4 Tage gültig sind.

MEIN LEBEN IM DREILAND

Mit dem GA war es teurer als ohne

von Peter Schenk

peter.schenk@bzbasel.ch

Das lange Warten hat ein Ende: Das
Staatssekretariat für Migration (SEM)
hat drei Härtefallgesuche von Sans-Pa-
piers aus dem Kanton Basel-Stadt gut-
geheissen, wie die Anlaufstelle für
Sans-Papiers Basel mitteilte. Beto, Mar-
ta und Meire, die alle seit vielen Jahren
als Sans-Papiers hier gelebt haben, er-
halten in den nächsten Wochen ihre
Bewilligungen. Die drei sind erleichtert.
Sie müssen sich nicht mehr länger in
der Illegalität verstecken, sondern wer-
den Teil der Gesellschaft. «Das ist das
grösste Weihnachtsgeschenk, das ich je
erhalten habe», sagt Meire.

Das vierte Härtefallgesuch, das ans
Staatssekretariat für Migration über-
wiesen wurde, ist noch in Bearbeitung.
«Der Fall ist etwas komplizierter, weil
die Person schon einmal ein Asylge-
such eingereicht hat», sagt Fabrice
Mangold von der Anlaufstelle für Sans-
Papiers Basel.

Für die Mitarbeitenden der Anlauf-
stelle kam der Entscheid aus Bern we-
nig überraschend. Das SEM hatte in
vergleichbaren Fällen in anderen Kan-
tonen schon zugunsten der Sans-Pa-
piers entschieden. «Der Entscheid ist
aber umso wichtiger, da nun die Härte-
fallpraxis im Kanton Basel-Stadt ange-
passt werden kann», sagt Mangold. Es
sei davon auszugehen, dass der Kanton
die Härtefallregelung öffne und auch
die bisher lediglich anonym eingereich-
ten Gesuche nochmals prüfe.

Der Entscheid hat eine lange Vorge-
schichte: Beto, Marta und Meire haben
ihre Gesuche zusammen mit anderen
Sans-Papiers vor über zwei Jahren ein-
gereicht. Das kantonale Migrationsamt
lehnte die Gesuche diesen Sommer ab.
Daraufhin wurde die Härtefallkommis-
sion einberufen. Sie beurteilte die Fälle
erneut und hat Ende September emp-
fohlen, sie ans SEM weiterzuleiten. (NLA)

Drei Sans-Papiers dürfen bleiben
Härtefallgesuche

Bereits zum 18. Mal findet im Januar
das Ridicule im Förnbacher Theater
beim Badischen Bahnhof statt. Speziell
am Ridicule ist besonders die intime,
familiäre Atmosphäre. Dies gibt dem
Theater Raum für nostalgische, kriti-
sche, aber auch witzige Texte und Rah-
mestiggli aller Art.

Natürlich dürfen auch die musikali-
schen Einlagen nicht fehlen. Die Tam-
bouren-Gruppe «Pianoforte», die aus
amtierenden Trommel-Schweizer-Meis-
tern besteht, die «Ex-Basler Pfyfferköni-
ginne» und die «Swingvögel» werden
auf der Bühne für Fasnachtsmusik sor-
gen. Auch speziell: Gleich drei Ur-
aufführungen werden am diesjährigen
Ridicule gespielt, zwei von den Pfyffer-
gruppen, eines von den Tambouren.
Als Schnitzelbängg wird «dr Fäärimaa»
auftreten. (SRB)

Ridicule

Vorfasnacht
auf andere Art

In der Basler SP bahnt sich Knatsch an:
Laut «Tageswoche» will Nationalrätin
Silvia Schenker nicht vorzeitig zurück-
treten und dem nachrückenden Musta-
fa Atici Platz machen. Schenker hätte
2015 weichen müssen, hätte die SP
nicht zuvor die Amtszeitbeschränkung
von 12 auf 16 Jahre erhöht. Nun will sie
ihre vierte Legislatur bis 2019 zu Ende
politisieren. Zur «Tageswoche» sagt sie:
«Niemand hat mich 2015 für ein oder
zwei Jahre gewählt, sondern für eine
ganze Legislatur von vier Jahren. Und
diesen Auftrag will und werde ich er-
füllen, auch wenn das aktuell nicht im
Sinn der Parteiführung ist.»

Frau Hollinger, was halten Sie von
Silvia Schenkers Entscheid?
Brigitte Hollinger: Ich finde ihn scha-
de, möchte aber auch sagen, dass sie in
Bern sehr gute Arbeit macht.

Fühlen Sie sich hintergangen?
Nein. Die Gespräche um ihre Nachfolge
sind ja noch nicht abgeschlossen. Dis-
kussionen um Personalfragen gehören
eigentlich nicht an die Öffentlichkeit.

Schenker sagt aber, ihr Entscheid
sei definitiv.
Die Legislatur dauert noch lange. Die
Idee war nicht, dass sie morgen auf-
hört. Sondern dass ihre Nachfolge
geregelt ist.

Wann sollte sie denn
zurücktreten?
Die nachrückende
Person muss sich ein
bis zwei Jahre in die

Dossiers einarbeiten können. Das ma-
chen alle Parteien so. Ausserdem hat
sich die SP zur Partizipation bekannt.
Mustafa Atici hat viele Wähler in der
Migrationsbevölkerung. Schenker ver-
hindert hier Partizipation.

Hatten Sie eine Abmachung?
Wir haben Gespräche geführt. Schrift-
lich liegt nichts vor. Wir arbeiten auf
Vertrauensbasis.

Ist diese Vertrauensbasis nun weg?
Ja, ich bin enttäuscht. Es ist ein falsches
Signal an alle Nachrückenden. Aber die
Legislatur geht ja noch lange.

Wünschen Sie sich die Amtszeitbe-
schränkung auf zwölf Jahre zurück?
Nein. Man hat gegen diese Regel ent-
schieden, und das ist gut so. Sie brach-
te ohnehin Schwierigkeiten mit sich,
weil man sie mit einer Zweidrittelmehr-
heit aushebeln konnte. Die jetzige Regel
mit einer Beschränkung auf vier Legis-
laturen bringt Klarheit.

Schadet Schenkers Entscheid der
Partei?
Ja. Er ist ein falsches Signal an die Jun-
gen, die sich sehr engagieren. Man
muss auch mal Platz machen können.
Ausserdem erzeugt er einen Ratten-

schwanz: Weil Atici nicht in den Natio-
nalrat wechseln kann, kann niemand
für ihn in den Grossen Rat nachrücken.

Suchen Sie nochmals das Gespräch
mit Schenker?
Ja natürlich. Aber nach Weihnachten.

Ist es nicht Betrug am Wähler, wenn
Parteien ihr gewähltes Personal
vorzeitig austauschen?
Klar sind das Personenwahlen, aber
man unterstützt ja immer auch eine
Partei mit seiner Stimme. Unsere Kan-
didaten teilen ähnliche Werte und ha-
ben ein ähnliches Weltbild.

Kein Rücktritt SP-Präsidentin Brigitte Hollinger ist von Nationalrätin Schenker enttäuscht

VON MARK WALTHER

«Falsches Signal an die Jungen»

Brigitte Hollinger
(links) bedauert es,
dass Nationalrätin
Silvia Schenker nicht
vorzeitig zurücktreten
will. BZ/ARCHIV

Die Zeichen waren während der Bud-
getdebatte von letzter Woche eigentlich
eindeutig: Der Grosse Rat will beim Zol-
li nicht sparen. Die Basler Regierung
versucht es dennoch. Sie beantragt
dem Kantonsparlament, dem Zolli in
den kommenden vier Jahren Staatsbei-
träge von nur noch jeweils einer Million
Franken zu bewilligen. Das sind jähr-
lich 450 000 Franken weniger als bis-
her. Dies als teil eines gross angelegten
Entlastungsmassnahmenpakets, das im
Frühling 2015 vorgestellt worden ist.
«Damit kann der Zoo Basel weiterhin
seinem vielfältigen Auftrag der Bildung
und Vermittlung, des Naturschutzes,
der Forschung und als Erholungs- und
Erlebnisraum für ein breites Publikum
nachkommen», argumentiert die Regie-
rung in ihren Mitteilungen von gestern.

Im Grossen Rat sieht man das augen-
scheinlich anders: Im Hinblick auf die
Budgetdebatte hatte die vorberatende
Finanzkommission bereits beantragt,
den Sparantrag der Regierung wieder
zu streichen. Ohne die Subventionen
werde es für den Zolli schwierig. So
müssten etwa die Gratis-Eintritte für
Basler Schulklassen gestrichen werden,
wurde argumentiert.

Tatsächlich hat der Grosse Rat den
Antrag seiner Finanzkommission ab-
gelehnt. Dies sei aber keinesfalls als Si-
gnal gegen den Zolli zu verstehen, wur-
de mehrfach betont. «Ja zum Zolli, Nein
zu diesem Antrag», fasste LDP-Grossrat
Michael Koechlin zusammen. Vielmehr
wollte die Ratsmehrheit erst das Er-
gebnis der Subventionsverhandlungen
zwischen Regierung und Zoo abwarten.
Allerdings wurde ebenfalls klar, dass
das Parlament der geplanten Kürzung
sehr kritisch gegenüber stehen wird,
wenn der Ratschlag nächstes Jahr be-
handelt wird. (DBA)

Zoo Basel

Die Regierung
macht Ernst

Die bz hat sich bei drei Brennstoffhänd-
lern unserer Region nach den aktuellen
Preisen auf dem Heizölmarkt erkundigt.
Für gestern Dienstag galten dabei fol-
gende Ansätze und Tendenzen für Öko-
heizöl schwefelarm:

Heizölpreise

Bestellmenge
in Litern

Preise
in Fr./100l

1500 –  2199 87.30 – 88.50
2200 –  3000 84.00 – 85.10
3001 –  6000 81.30 – 83.60
6001 – 10 000 79.70 – 80.90

Preise: inklusive MWSt, CO2-Abgabe und
Transport. Tendenz: steigend.

Ursula
Textfeld
BZ 21.12.2016
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